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RS Verg 2001/7/27 N-63/01-20
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 27.07.2001

Norm

BVergG §113 Abs3

AVG §56

1. BVergG Art. 2 § 113 gültig von 01.09.2002 bis 31.01.2006 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 17/2006

1. AVG § 56 heute

2. AVG § 56 gültig ab 01.01.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

3. AVG § 56 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Rechtssatz

Die Erlassung eines Feststellungsbescheides ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung ist nur dann zulässig, wenn dies

im öffentlichen Interesse liegt oder für eine Partei notwendiges Mittel zweckentsprechender Rechtsverteidigung ist und

insofern im Interesse einer Partei liegt (vgl die bei Hauer/Leukauf, Handbuch des österreichischen

Verwaltungsverfahrens 5 E 37-38 zu § 56 AVG wiedergegebenen Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs). Ein

Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann unzulässig, wenn die strittige Rechtsfrage im Rahmen eines anderen

gesetzlich vorgesehenen Verwaltungsverfahrens entschieden werden kann (Hauer/Leukauf, aaO E 44, 47).Die

Erlassung eines Feststellungsbescheides ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung ist nur dann zulässig, wenn dies im

öBentlichen Interesse liegt oder für eine Partei notwendiges Mittel zweckentsprechender Rechtsverteidigung ist und

insofern im Interesse einer Partei liegt vergleiche die bei Hauer/Leukauf, Handbuch des österreichischen

Verwaltungsverfahrens 5 E 37-38 zu Paragraph 56, AVG wiedergegebenen Entscheidungen des

Verwaltungsgerichtshofs). Ein Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann unzulässig, wenn die strittige Rechtsfrage im

Rahmen eines anderen gesetzlich vorgesehenen Verwaltungsverfahrens entschieden werden kann (Hauer/Leukauf,

aaO E 44, 47).

Der Antragsteller begehrte die Feststellung, dass die Zuschlagserteilung an einen anderen Bieter nichtig sei. Da aber

die Frage, ob die im gegenständlichen Verfahren vom Auftraggeber getroBenen Entscheidungen rechtmäßig waren, im

Verfahren gemäß § 113 Abs 2 Z 2 BVergG geklärt werden können, kommt die Erlassung des beantragten

Feststellungsbescheides daher ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage nicht in Betracht und war der diesbezügliche

Antrag spruchgemäß zurückzuweisen.Der Antragsteller begehrte die Feststellung, dass die Zuschlagserteilung an einen

anderen Bieter nichtig sei. Da aber die Frage, ob die im gegenständlichen Verfahren vom Auftraggeber getroBenen

Entscheidungen rechtmäßig waren, im Verfahren gemäß Paragraph 113, Absatz 2, ZiBer 2, BVergG geklärt werden

können, kommt die Erlassung des beantragten Feststellungsbescheides daher ohne ausdrückliche gesetzliche

Grundlage nicht in Betracht und war der diesbezügliche Antrag spruchgemäß zurückzuweisen.
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